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Krise, Staat und die Radikalisierung des Neoliberalismus 1
Jens Wissel

Unmittelbar nach dem Ausbruch der Weltwirtschaftskrise 2008 konnten sich Staat 
und Politik noch als Retter und Wahrer des gesellschaftlichen Gemeinwohls gerieren, 
insbesondere der Staat als gesellschaftliche Steuerungsinstanz feierte ein erstaunli-
ches Comeback. Er war es, der scheinbar wieder für Vernunft sorgen musste, in ei-
nem moralisch völlig aus den Fugen geratenen Finanzsystem. Auch in linken Kreisen 
wuchs die Hoffnung, der Staat könnte die Deregulierung der letzten dreißig Jahre 
rückgängig machen. Spätestens Anfang 2010 ist aus der ökonomischen Krise auch 
eine politische und in Teilen Europas eine Staatskrise geworden. Die großspurig 
angekündigten Regulierungen sind weitgehend im Sand verlaufen, weil sie nicht 
durchsetzbar waren (Redak/Weber 2010).2 Gleichzeitig haben sich einige Staaten 
durch die Konjunkturprogramme und die Bankenrettungen derart verschuldet, dass 
ihnen der Staatsbankrott droht. Es wird immer deutlicher, wer die Kosten der Krise 
tragen soll. Die Staatsinterventionen zur Rettung der Banken, wie die Austeritäts-
programme, laufen, wenn sie gelingen, auf eine gigantische »Kapitalsanierung« auf 
Kosten der Subalternen hinaus.

Die Europäische Union ist von der politischen Krise besonders betroffen, weil sie 
zwar einen Binnenmarkt geschaffen hat und eine gemeinsame Währung, gleichzeitig 
aber politisch fragmentiert geblieben ist. Zudem ist der »Euroraum« ökonomisch 
und sozial höchst heterogen. 

In der Krise scheint sich die wettbewerbsstaatliche Integrationsweise zu radika-
lisieren. Griechenland, Spanien, Italien und Portugal werden durch eine verstärkte 
Austeritätspolitik in die Rezession getrieben und, sofern sie sich unter den »Euro-
Rettungsschirm« begeben, politisch einer technokratischen Herrschaft, bestehend 
aus Europäischer Kommission, EZB und IWF, unterworfen. Deutschland und 
Frankreich geben die Richtung vor, wobei die nationalen Egoismen immer deutli-
cher zu Tage treten. Diese Politik wird die gesellschaftlichen Konflikte zwischen und 
innerhalb der Mitgliedsstaaten verstärken und die Brüche in der Union vergrößern. 

Während sich der Neoliberalismus radikalisiert und zunehmend autoritär gegen 
die betroffenen Bevölkerungen durchgesetzt wird, gerät er in den gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen um Hegemonie selbst in die Krise. Er scheint seine Plausibi-
lität nicht nur bei den Subalternen zu verlieren ; das Scheitern neoliberaler Krisen-
politik führt auch dazu, dass das neoliberale Projekt in unterschiedliche Richtungen 
zu zerfallen droht.

Der Verlust an Legitimität neoliberaler Politiken und die gleichzeitige radikali-
sierte autoritäre Durchsetzung bringt die Gefahr einer Eskalation der Krise mit sich. 
In vielen osteuropäischen Mitgliedsstaaten ist schon jetzt ein deutliches Aufleben 
rechtsextremer Bewegungen zu beobachten. Neben den ökonomischen Problemen 
und den in diesem Zusammenhang auftretenden nationalen Egoismen droht auch 
von hier eine Renationalisierung von Politiken in der EU.
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Gleichzeitig hat mit den Indignados eine neue europäische Bewegung die Bühne 
betreten. Noch ist es nicht absehbar, inwieweit diese Bewegung die politische Kon-
stellation nachhaltig verändern kann. Nur wenn es gelingt, die gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse entscheidend zu verschieben, könnte die radikalisierte Umver-
teilung von unten nach oben und der autoritäre Umbau der EU aufgehalten werden. 
Sollte dies nicht gelingen, werden die massiven sozialpolitischen Einschnitte, die 
Lohn- und Rentenkürzungen sowie die Veräußerung öffentlicher Infrastruktur, wie 
sie in Griechenland, Spanien und Großbritannien besonders deutlich zu beobachten 
sind, nur der Anfang einer erneuten Umverteilungswelle sein.

Vieles deutet darauf hin, dass sich die politischen Auseinandersetzungen im Zuge 
der Krise verschärfen werden. Es ist daher notwendig, die Krise nicht nur ökono-
misch zu analysieren, sondern auch in ihrer politischen Dimension. Hierfür werde 
ich im Folgenden kurz die innere Struktur der Europäischen Union darstellen, weil 
sie zurzeit im Zentrum der politischen Krise steht. In einem weiteren Schritt werde 
ich darlegen, wie das neoliberale Hegemonieprojekt in der Krise in unterschiedliche 
Strömungen auseinander zu driften droht und eine autoritär-neoliberale Krisen-
lösungsstrategie die Führung übernimmt. Die Analyse fußt auf einer im Rahmen 
des Forschungsprojektes »Staatsprojekt Europa« am Institut für Sozialforschung in 
Frankfurt am Main vorgenommene Sozialstrukturanalyse von Spanien, Großbritan-
nien und Deutschland sowie auf der Inhaltsanalyse europäischer Zeitungen für den 
Zeitraum vom 1. 5. 2011 bis zum 30. 10. 2011 (Frankfurter Allgemeine Zeitung, Süd-
deutsche Zeitung, die tageszeitung, Financial Times und El País, ausführlich Buckel 
u. a. 2012).3 Abschließend wird der Frage nachgegangen, welche Gefahren und Chan-
cen sich aus der neuen Konstellation für emanzipatorische Bewegungen ergeben.

Die vereinigten Staatsapparate von Europa 

Die aktuelle Krise äußert sich zurzeit in der Europäischen Union in besonderem 
Maße, obwohl beispielsweise Japan oder die USA weitaus höher verschuldet sind. 
Der Grund hierfür liegt in einer Reihe von Besonderheiten, die sie sowohl von ei-
nem funktionierenden Nationalstaat als auch von internationalen Organisationen 
unterscheidet. In der Integrationsforschung wird die Europäische Union gerne als 
Organisation sui generis (Jachtenfuchs 1997) beschrieben, um diesem Sachverhalt 
Rechnung zu tragen.

Folgt man den Erkenntnissen materialistischer Staatstheorie sowie der Scale-
Debatte in der critical geography, werden die Nationalstaaten und die einzelnen na-
tionalstaatlichen Apparate in der Europäischen Union Teil einer mehrere räumliche 
Bezugsebenen übergreifenden Restrukturierung politischer und ökonomischer Zu-
sammenhänge (vgl. Jessop 2008 : 198-224 ; Wolff 2012). Dabei sind nicht nur europä-
ische (Quasi-)Staatsapparate (Europäische Kommission, EuGH, EZB, eine Vielzahl 
von Agenturen) entstanden, auch die nationalen Staatsapparate haben sich in diesem 
Prozess innerlich europäisiert. Die EU hat eine eigene Währung, eine eigene Außen- 
und mittlerweile auch eine eigene »Sicherheitspolitik«. Spätestens mit der Gründung 
der europäischen Grenzschutzagentur Frontex 2005 ist ein europäisches Grenzre-
gime entstanden (hierzu Buckel/Wissel 2010). Es gibt also, selbst wenn aufgrund 
der fehlenden Kohärenz und der inneren Fragmentierung sowie dem fehlenden 
Gewaltmonopol kaum von einem Staat gesprochen werden kann, eine europäische 
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Staatlichkeit (Altvater 2007 : 86-89 ; siehe auch Bornschier 2000 ; Puntscher Riek-
mann/Mokre/Latzer 2004). Die Europäische Union ist eine neue Form der politi-
schen Herrschaftsorganisation. 

In der materialistischen Staatstheorie wird der Staat nicht als einheitlicher Ak-
teur verstanden. Die einzelnen Staatsapparate sind in je spezifischer Weise mit den 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen verbunden, so dass der Staat als komplexes 
Ensemble aus konkurrierenden Macht- und Entscheidungszentren innerhalb von 
staatlichen Apparaten und zwischen diesen, bestehend aus einer »Vielzahl zerstreu-
ter Mikropraktiken« (Poulantzas 2002 : 176), verstanden werden muss. 

Der Nationalstaat ist aus dieser Perspektive ein höchst komplexes und heteroge-
nes Gebilde, das allenfalls als einheitliches Machtdispositiv erscheint, beziehungs-
weise unter bestimmten Voraussetzungen als ein solches auftreten kann. Durch die 
Existenz einer formal von allen gesellschaftlichen Kräften getrennten Zwangsgewalt 
und mit dem Verzicht auf direkte Gewaltanwendung im ökonomischen Verkehr 
können die Widersprüche einer in Klassen gespaltenen und von vergeschlechtlich-
ten und ethnifizierten Herrschaftsverhältnissen durchzogenen Gesellschaft pro-
zessierbar gemacht werden (vgl. Hirsch 1995 : 19). Das staatliche Gewaltmonopol 
ermöglicht auch die Formierung eines selbst von inneren Konkurrenzen durchzo-
genen hegemonialen Projektes, das in den gesellschaftlichen Auseinandersetzungen 
die Führung übernimmt. In einem variablen Spiel aus vorläufigen Kompromissen in-
nerhalb des Machtblocks und mit den Subalternen entsteht eine relative Autonomie 
des Staates gegenüber den einzelnen Fraktionen des Machtblocks. Die Apparate, wie 
der Staat als Ganzes, sind geprägt von einer spezifischen strukturellen Selektivität, 
so dass nicht alle Interessen gleichermaßen zur Geltung kommen (Siehe Poulantzas 
2002 : 165 f. ; Jessop 2008 : 125 f.). Die Kräfteverhältnisse in einer Gesellschaftsforma-
tion übertragen sich also nicht eins zu eins auf den Staat. Sie müssen sich vielmehr 
»der Materialität der verschiedenen Apparate« anpassen, kristallisieren »sich im 
Staat nur in gebrochener und differenzierter, den Apparaten entsprechender Form« 
(Poulantzas 2002 : 162 ; zum Begriff der Kräfteverhältnisse siehe Wissel 2010). 

Die EU kann als neues Staatsprojekt, genauer als ein »State spatial project« (Bren-
ner 2004 : 84 ; siehe auch Wissen 2011 : 91 ff. ; Jessop 2008 : 178 ff. und 212 ff.), betrach-
tet werden, in dessen Rahmen sich neue Hierarchien zwischen den unterschiedli-
chen Staatsapparaten und Institutionen auf europäischer und nationaler Ebene so-
wie eine neue skalare Struktur herausbilden. Das europäische Staatsprojekt, das im 
Rahmen der »Internationalisierung des Staates« entsteht, konkurriert dabei mit den 
unterschiedlichen nationalen Staatsprojekten. Verhältnis und Stellung der einzelnen 
europäischen und nationalen Apparate zueinander sind relativ flexibel und das Er-
gebnis eines permanenten Aushandlungsprozesses, weil es noch keinen eindeutigen 
hegemonialen Konsens über die Hierarchie der räumlichen Bezugsebenen gibt. In 
dem Staatsprojekt verdichten sich die unterschiedlichen gesellschaftlichen Kräfte, 
die sich auf den institutionellen Aufbau des Staates beziehungsweise des Apparate-
Ensembles in Europa beziehen. Das heißt, die Europäische Union und die jeweiligen 
nationalen und europäischen Apparate sind nicht nur von den gesellschaftlichen Wi-
dersprüchen durchzogen, sondern in stärkerem Maße auch von den Konkurrenzen 
der unterschiedlichen räumlichen Bezugsebenen untereinander. Die unterschiedli-
chen Scales stehen dabei nicht in einem äußerlichen Verhältnis zueinander, sondern 
sind aufgrund der gegenseitigen Durchdringung ineinander verschränkt. Die EU 
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hat den Rahmen, in dem die Interessensgegensätze und die Konkurrenzen zustan-
de kommen und ausgetragen werden, nachhaltig verändert, verschwunden sind sie 
aber keineswegs. Europa bleibt politisch in hohem Maße fragmentiert (vgl. Pollack/
Wallace/Young 2010 : 486-487).

Innerhalb der EU sind die Ebenen, auf denen Projekte durchgesetzt werden, fle-
xibler als im Nationalstaat, weil ein intensiver Konflikt über den Sitz der Macht im 
Gange ist (Demirovic 2001 : 154). Dadurch wird in den gesellschaftlichen Ausein-
andersetzungen je nach Kalkül sehr viel schneller zwischen den unterschiedlichen 
Foren (forum-shifting) und Bezugsebenen (scale-jumping) gewechselt (vgl. Wissen 
2011 : 99). Dies hat mindestens zwei Effekte. Zum einen entstehen in dieser flexiblen 
Rekonfiguration von nationalen Staatsapparaten und europäischen staatsapparati-
ven Gebilden spezifische Machttechnologien, die zu einer Erweiterung informeller 
Politikformen und damit zur Distanzierung der Bevölkerung von den Entschei-
dungszentren führen (Poulantzas 2002 : 87 ; Kannankulam 2008 ; für Europa siehe 
Oberndorfer 2012 ; Sauer 2001 ; siehe auch Heritier 1999). Diese Konstellation, die 
die strukturelle Selektivität im europäischen Staatsapparate-Ensemble zuunguns-
ten der Subalternen verstärkt hat, ist ein Grund für die fragile Legitimität der EU. 
Zum anderen ist das Forum-Shifting und Scale-shifting auch deshalb für die Euro-
päische Union problematisch, weil politische Konjunkturen und taktisches Kalkül 
darüber entscheiden, auf welcher Ebene und in welchem institutionellen Kontext 
Entscheidungen forciert werden. Ein klarer Konsens über die Terrains der Ausein-
andersetzung kann so nicht erzielt werden. Hinzu kommt, dass die Autonomie der 
Europäischen Union gegenüber den großen Nationalstaaten schwach ausgeprägt ist. 
Sie ist auf deren Kooperation angewiesen. Viele Beispiele belegen, dass gegen die 
großen Nationalstaaten keine Entscheidungen getroffen werden können. Deutlich 
zeigte sich dies, als Frankreich und Deutschland in den Jahren 2002, 2003 und 2004, 
ohne ernsthafte Konsequenzen fürchten zu müssen, die Defizitkriterien des Stabi-
litäts- und Wachstumspaktes der Währungsunion nicht erfüllten (Siehe European 
Parliament 2004). In der jetzigen Situation zeigt sich dies in der Führungsrolle, die 
Deutschland und Frankreich in der Krisenbearbeitung übernommen haben. 

Das europäische Staatsprojekt hat sich aus der Krise der fordistischen Integ-
rationsweise heraus entwickelt. Der Versuch einer keynesianischen europäischen 
Wirtschaftsprogrammierung und Politikkoordination geriet Ende der 1970 er Jahre 
zunehmend unter Druck, und die europäischen Institutionen sahen sich einer Re-
nationalisierung der Politiken in den Mitgliedsstaaten gegenüber. Mit dem Über-
gang zu einer wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise konnte die Krise des Inte-
grationsprozesses überwunden werden. Seit 1985 ist eine beschleunigte Integration 
zu beobachten, bei der mit der Einheitlichen Europäischen Akte und dem Vertrag 
von Maastricht die institutionelle Struktur der EU weiterentwickelt wurde. Zent-
rales Element der neuen Integrationsweise war das Binnenmarktprojekt, mit dem 
ein umfassender Deregulierungs- und Liberalisierungsschub in Bewegung gesetzt 
wurde (siehe Tömmel 2008 : 35 ; Ziltener 1999 : 196 ; Genetti 2010 : 173). Dieser lei-
tete einen weitgehenden wirtschaftlichen Strukturwandel ein. Mit dem Projekt der 
gemeinsamen Wirtschafts- und Währungsunion konnte eine auf monetäre Stabili-
sierung ausgerichtete Wirtschaftspolitik durchgesetzt werden. »Die Liberalisierung 
des Kapitalverkehrs hat in Verbindung mit den Vorgaben der Konvergenzkriterien 
zu einem engen ›Austeritätskorsett‹ für Staatlichkeit in Europa geführt« (Ziltener 



10 J. Wissel : Krise, Staat und die Radikalisierung des Neoliberalismus 

www.kurswechsel.at	 Kurswechsel  2 / 2012 : 6–19

1999 : 196). Dieses Korsett verstärkte den wettbewerbsstaatlichen Umbau in den 
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union. Allgemein kann von einem Übergang zu 
einer Konkurrenzregulierung, einer weiteren Durchkapitalisierung der europäischen 
Gesellschaften sowie von einer Transformation des »erweiterten Staates« durch Aus-
breitung »staatlich-privater Netzwerke« gesprochen werden (vgl. Hirsch 2005 : 154). 
In diesem Prozess hat es die Europäische Kommission vermocht, ihre Kompetenzen 
auszubauen und die supranationalen Instanzen in der EU zu stärken. Der Umbau 
der Europäischen Union sowie der Mitgliedsstaaten hat zu einem neuen Konstituti-
onalismus (Gill 2000 : 43 ff.) geführt, durch den die jeweiligen Gesellschaften zuneh-
mend einem disziplinierenden Neoliberalismus unterworfen wurden. 

Allgemein hat sich die Hierarchie der Staatsapparate in diesem Prozess zuun-
gunsten der Apparate verschoben, die mit den gesellschaftlichen Kompromissen des 
Fordismus verbunden waren (zum Beispiel Arbeits- und Sozialministerien). Aufge-
stiegen, beziehungsweise wie im Fall der EU neu gegründet, sind Apparate wie etwa 
die »central banks, more directly concerned with and closely linked to the social 
forces and international institutions associated with globalization« (Panitch/Gindin 
2003 – 2004 : 11). Zunehmend wurden die dominanten Apparate, wie etwa die neu 
geschaffene Europäische Zentralbank, der demokratischen Kontrolle entzogen. Es ist 
kein Zufall, dass die EZB die einzige europäische Institution ist, die in der aktuellen 
Krise eine bedeutende Rolle spielt, indem sie Staatsanleihen kauft und die Zinsen 
niedrig hält. Ihr Handeln und ihre Kompetenzen bleiben dabei allerdings im höchs-
ten Maße umkämpft. Die EZB ist im Unterschied zu einer nationalen Zentralbank 
noch kein »Lender of last resort« (vgl. Krugman 2011 ; Walter/Bergheim 2008). Hier 
liegt eines der Probleme in der aktuellen Krise.

Mit der wettbewerbsstaatlichen Integrationsweise seit Mitte der 1980 er Jahre 
wurde die EG (EU) zu einem wichtigen Stützpunkt der europäisierten und in An-
sätzen transnationalisierten Klassenfraktionen. Dies äußert sich auch in der Orga-
nisierung des europäischen Staatsprojektes, für das europäische und transnationale 
Institutionen und Organisationen zunehmend an Bedeutung gewinnen. Dazu zählt 
mittlerweile eine weitverzweigte Institutionalisierung auf europäischer (EuGH, Eu-
ropäische Kommission, unzählige europäische Agenturen etc.) und auf globaler Ebe-
ne (WTO, IWF, UNO, NATO etc.), aber auch ein dichtes Netz zur transnationalen 
Interessensorganisation in Form von Think Tanks, Verlagen, Instituten etc. (vgl. van 
Apeldoorn 2000 ; Walpen 2004 ; siehe auch Carroll 2010 : 155-178). 

Die Bemühungen der Europäischen Kommission, eine europäische Zivilgesell-
schaft zu organisieren, waren nicht besonders erfolgreich. Bei den meisten Akteu-
rInnen handelt es sich um ökonomische AkteurInnen. Damit fehlt der EU ein ent-
scheidendes Terrain, auf dem (asymmetrische) Kompromisse mit den Subalternen 
erzielt werden könnten. Subalterne Interessen kommen in der EU oft nur vermittelt 
über die nationalen Staatsapparate zum Tragen. Zwar können die dominanten Ak-
teurInnen, wenn sich die großen Nationalstaaten einig sind, leichter Entscheidungen 
herbeiführen, die im nationalen Rahmen auf gesellschaftlichen Widerstand stießen, 
gleichzeitig kann es aber auf der europäischen Ebene auch nicht zu einer auf zivil-
gesellschaftliche Auseinandersetzungen gestützten hegemonialen Verankerung von 
Macht kommen. Ohne eine ausgeprägte Zivilgesellschaft fehlen der EU deshalb die 
entsprechenden Strukturen, die Schutz bieten könnten vor den katastrophischen 
Einbrüchen der Ökonomie (Gramsci 1991 – 2002 : §24, 1589). Ökonomische Krisen 
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werden damit sehr schnell zu politischen Krisen. Zudem sind die Institutionen der 
EU in hohem Maße abhängig vom Lobbying mächtiger privater AkteurInnen (vgl. 
Eberhardt 2012). Das heißt, die EU hat auch gegenüber mächtigen gesellschaftlichen 
AkteurInnen eine nur schwach ausgeprägte Autonomie.

Das europäische Staatsapparate-Ensemble hat also noch keinesfalls eine ähnlich 
gefestigte Struktur wie ein funktionierender bürgerlicher Staat. Zwar kommt es in 
Staaten immer zu Auseinandersetzungen, in deren Rahmen sich die Hierarchien 
der unterschiedlichen Staatsapparate zueinander verändern, aber zumindest die 
zentralen Terrains und Abläufe der Auseinandersetzung unterliegen einer stärkeren 
Reglementierung, Tradierung und vor allem einem hegemonialen Konsens (Wissel 
2007, 71-77). 

Das neoliberale Hegemonieprojekt

Seit Mitte der 1980 er Jahre hat das neoliberale Hegemonieprojekt die Führung in Eu-
ropa übernommen, und die EU wurde, wie angedeutet, umgebaut. Gleichwohl ist es 
nicht einfach, dem »Neoliberalismus« ein einheitliches Denkgebäude zu unterstellen. 
Die zentralen Parameter des Neoliberalismus haben sich in den letzten Jahrzehnten 
verallgemeinert, sodass verschiedene gesellschaftliche Strömungen in das Projekt in-
tegriert werden konnten. Es ist dennoch möglich, ein über längere Zeit relativ stabiles 
neoliberales Projekt zu identifizieren (Zum folgenden Abschnitt siehe ausführlich die 
Analyse in Buckel u. a. 2012 : 26 ff. ; sowie Georgi/Kannankulam 2011 : 34 ff.). 

Ein Hegemonieprojekt ist eine analytisch entwickelte Abstraktion und im Unter-
schied zu einem Bündnis nicht bewusst organisiert. Mit dem Begriff des Hegemonie-
projekts wird vielmehr versucht, die »unterschiedlich motivierten und oft nebenei-
nander ablaufenden Taktiken und Strategien in einer analytischen Kategorie fassbar 
zu machen« (Buckel u. a. 2012 : 22). Hegemonieprojekte sind demnach gesellschaft-
liche Verdichtungen, die sich in den sozialen Auseinandersetzungen verändern und 
in den politischen Institutionen und in den Apparaten des Staates in transformierter 
Weise materialisieren (vgl. Georgi/Kannankulam 2011). 

Die grundlegende Strategie, die sich im neoliberalen Hegemonieprojekt heraus-
bildete und bis zum Ausbruch der Krise 2008 zentral blieb, ist der wettbewerbsstaat-
liche Umbau nahezu aller gesellschaftlichen Bereiche und aller staatlichen Aufgaben. 
In Bezug auf die Europäische Union konzentriert sich die Strategie auf das politische 
Projekt des Binnenmarktes. Politische Leitlinien sind die Flexibilisierung von Pro-
duktions- und Arbeitsverhältnissen, die Finanzialisierung der Ökonomie sowie der 
Abbau staatlicher Regulierungen. Zentrales Anliegen ist die Internationalisierung 
von Kapital, Handel, Produktions- und Versorgungsketten im Rahmen einer neoko-
lonialen internationalen Arbeitsteilung. 

Die soziale Basis dieses Projekts sind die Schlüsselsektoren des globalisierten, 
postfordistischen Akkumulationsregimes : eine transnational orientierte Klasse (vgl. 
Wissel 2007 : 119 ff.), organisiert in der Finanzwirtschaft und den großen transnati-
onalen Konzernen und deren Netzwerken (vgl. van Apeldoorn 2009). Hinzu kom-
men aber auch privilegierte und hochqualifizierte Arbeiter und Arbeiterinnen des 
globalen Nordens, Selbständige sowie Teile der Staatsbürokratie und Vermögensbe-
sitzende (Gill 1998 : 12 f.). Es wird getragen von den zentralen Branchen des gegen-
wärtigen Akkumulationsregimes, den transnationalen Industriekonzernen und der 
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Finanzindustrie. Diese haben gleichzeitig auch auf einer ideologisch-diskursiven 
Ebene eine Führungsrolle inne. Eine wichtige Rolle spielen hierbei Think Tanks und 
wissenschaftliche Institutionen. Insbesondere die neoklassisch dominierten Wirt-
schaftswissenschaften, die im Neoliberalismus zur Leitwissenschaft aufgestiegen 
sind, können als Teil des Projekts gesehen werden. Zur Durchsetzung seiner Ziele ist 
das neoliberale Hegemonieprojekt außerordentlich gut mit Ressourcen ausgestattet. 
Aufgrund ihrer Stellung sind die AkteurInnen dieses Projekts in der Lage, »eine sys-
temrelevante Leistungsverweigerung glaubhaft anzudrohen« (Offe 1969 : 146), das 
heißt, die Entscheidung zu Arbeitsplätzen, Arbeitsbedingungen und Investitionen 
von der Annahme ihrer Forderungen abhängig zu machen. Der Umsatz transnati-
onaler Konzerne entspricht dem Bruttosozialprodukt mittlerer Volkswirtschaften 
(Gill 1998 : 7), und ihre Milliardengewinne werden nicht zuletzt in extensive Lob-
byismus-Netzwerke investiert. Die ProtagonistInnen des Projektes stehen in engem 
Kontakt zu den europäischen Regierungen. Es ist kein Zufall, dass der italienische 
Regierungschef Mario Monti, der griechische Premierminister Loukas Papademos 
und der Chef der Europäischen Zentralbank Mario Draghi – allesamt während der 
Krise an die Macht gekommen – Mitarbeiter bei der amerikanischen Investment-
bank Goldman Sachs waren (Zum Lobbyismus in Brüssel siehe Eberhardt 2012).

Radikale Austeritätspolitik und autoritärer Neoliberalismus in der Krise

Hegemonietheoretisch stellt sich die aktuelle europäische Krise im Kern als Krise des 
neoliberalen Projekts und der in den letzten dreißig Jahren geschaffenen apparati-
ven Struktur der EU dar. Die einseitige ökonomische Integration über den Binnen-
markt, die Währungsunion und eine in den Konvergenzkriterien festgeschriebene 
Austeritätspolitik ist das Ergebnis der Dominanz des neoliberalen Hegemoniepro-
jektes. Die Folge davon ist, dass die Union gegenwärtig institutionell nicht in der 
Lage ist, durch makroökonomische Steuerungs- und Ausgleichsmechanismen auf 
die Staatsschuldenkrise der Mitgliedsstaaten zu reagieren. Die Krise des neoliberalen 
Hegemonieprojekts führt aber keineswegs zu einer Abkehr von der herrschenden 
Politik. Im Gegenteil, neoliberale Politik ist weiterhin fest in Institutionen und All-
tagspraxen verankert. Auch die Macht der zentralen AkteurInnen, insbesondere der 
Finanzindustrie, scheint ungebrochen (vgl. Scherrer 2008). Neoliberale Praktiken 
radikalisieren sich sogar, und zunehmend ist die Bereitschaft zu beobachten, die 
zentralen Elemente neoliberaler Krisenlösungsstrategien auch autoritär gegen die 
Bevölkerungen durchzusetzen. Die Tatsache, dass die gesellschaftlichen Konflikte 
zunehmen und die Versuche einer Krisenlösung zu scheitern drohen, hat allerdings 
gravierende Auswirkungen auf die neoliberale Kräftekonstellation, welche dadurch 
selbst in die Krise gerät. Dies zeigt sich in der tendenziellen Auflösung eines einheit-
lichen Hegemonieprojekts und dem Auseinanderdriften verschiedener, zum Teil ge-
gensätzlicher Strategien. In der vorgenommenen Analyse ließen sich vier strategische 
Suchprozesse innerhalb des bisherigen neoliberalen Hegemonieprojekts ausmachen 
(ausführlich hierzu Buckel u. a. 2012) :
1.	 Eine autoritär-neoliberale Strategie, die in der aktuellen Konstellation die Führung 

zu übernehmen scheint, verfolgen vor allem die deutsche Exportindustrie sowie 
die transnationalen Konzernen, die im European Round Table of Industrialists 
und Businesseurope organisiert sind.4 Nach wie vor ist hier der Binnenmarkt das 
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entscheidende politische Projekt. Gemeinsame europäische Staatsanleihen (Eu-
robonds) sollen so schnell wie möglich eingeführt werden, denn wenn die Euro-
zone zerbreche, seien die exportorientierten Unternehmen am ärgsten betroffen. 
Sollte nämlich erneut die D-Mark eingeführt werden, komme es zu einer enor-
men Aufwertung der deutschen Währung und damit zu einer Verteuerung der 
Exporte, was zu einem Absatzrückgang um bis zu 10 Prozent führe. Die britische 
Finanzindustrie bangt um die Rückzahlung ihrer Kredite durch die südlichen 
Mitgliedsstaaten und ist von der Lösung der Euro-Krise abhängig. Der britischen 
Exportbranche geht es ähnlich, 40 Prozent ihrer Ausfuhren gehen in die EU. Trotz 
der tendenziell euro-skeptischen Haltung relevanter Teile der britischen Eliten, 
organisiert unter anderem im rechten Flügel der Tories, sind mächtige britische 
Kapitalfraktionen so stark von der europäischen Wirtschaft abhängig, dass die 
britische Regierung weitgehende Maßnahmen zur Rettung des Euros verlangt.5 
Diese Strategien versuchen, das alte neoliberale Projekt, den »disziplinären Neo-
liberalismus« (Gill 1998), zu retten, indem die zweite wesentliche Komponen-
te neben den Eurobonds eine Verstärkung der Austeritätspolitiken ist. Dies soll 
durch die Verknüpfung von Eurobonds mit harten Bedingungen geschehen : mit 
der Einführung der Schuldenbremse (welche die sozialistische spanische Regie-
rung bereits in vorauseilendem Gehorsam nach einem Staatsbesuch der deutschen 
Kanzlerin eingeführt hatte 6), sowie der Flexibilisierung von Arbeitsmärkten und 
der Durchsetzung von Verwaltungsrationalisierungen. Wer diese Auflagen breche, 
müsse entweder mit dem Ausschluss aus der Eurozone rechnen 7 oder aber mit 
automatischen Sanktionen. Weswegen der Präsident der deutschen Arbeitgeber 
und Vizevorsitzende von Businesseurope, Dieter Hundt, auch von »Maastricht II« 
spricht.8 Diese Strategie verlangt die »Stärkung« europäischer Institutionen, das 
heißt, eine Abgabe nationaler Souveränität über Haushalts- und Finanzpolitik. 
Insbesondere die Überwachung der Haushaltspolitiken aber auch der Eurobonds 
erfordern Vertragsrevisionen, für die sich europäische Politiker wie der ausge-
schiedene EZB-Präsident Jean-Claude Trichet seit Langem einsetzen.9

2.	 Insbesondere die starken neoliberalen Strömungen der europäischen sozialdemo-
kratischen Parteien verfolgen weiterhin eine proeuropäisch-neoliberale Strategie. 
Ein markantes Beispiel ist Peer Steinbrück, der als deutscher Finanzminister we-
sentlich zur Deregulierung der Finanzmärkte beigetragen hatte, nun aber ihre Re-
regulierung fordert. Riskante Spekulationen sollen drastischen Einschränkungen 
unterworfen werden, die »grauen Finanzmärkte« ausgetrocknet und der Handel 
mit Kreditausfallversicherungen und Warentermingeschäften verboten werden ; 
ebenso die Spekulationen mit Rohstoffen. Zudem sollen Kredit- und Investment-
bankgeschäfte voneinander getrennt werden. Damit integrieren diese proeuro-
päisch-neoliberalen Strategien Forderungen, die aus Neoliberalismus-kritischen 
Zusammenhängen – etwa von Attac und Teilen der Gewerkschaften – stammen, 
spalten aber zugleich deren weitergehende Forderung nach Umverteilung ab. 
Diese Strategie der Reregulierung verbindet sich mit Strategien der Versicherungs-
branchen und Vermögensbesitzenden, die ebenfalls auf eine – wenn auch wesent-
lich basalere – Reregulierung setzen, um den Zerfall des Euros zu verhindern. Der 
liberaldemokratische britische Wirtschaftsminister Vincent Cable argumentiert 
ähnlich, wenn er in der Financial Times einen ökologischen Umbau des Kapita-
lismus als Krisenlösung propagiert und zugleich pointiert formuliert : »What we 
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have is a crisis of finance capitalism rather than a crisis of social democracy. The 
economic model previously pursued was seriously flawed. […] The only sensible 
macro-economic policy stance is a tight fiscal policy combined with a loose mon-
etary one.«10 Um die Gemeinschaftswährung zu erhalten, verfolgen diese Akteure 
die Strategie, neue europäische Institutionen zu etablieren, wie eine Wirtschafts-
regierung, ein europäisches Finanzministerium oder einen ausgebauten euro-
päischen Rettungsschirm beziehungsweise einen europäischen Währungsfonds. 
Eurobonds sind eine zentrale Forderung, eine expansive Geldpolitik durch die 
EZB ist umstritten, wird aber ebenfalls breit vertreten. 

3.	 In einer Reihe von Staaten spielen unterschiedliche national-neoliberale Strategien 
eine wichtige Rolle, vor allem in Großbritannien, Deutschland, Finnland, Öster-
reich und den Niederlanden.11 Diese zeichnen sich im Wesentlichen durch eine 
radikale Ablehnung proeuropäischer Krisenlösungen aus. Ihre Abneigung richtet 
sich insbesondere gegen jede Form von Eurobonds oder einer expansiven Geld-
politik der EZB. Die VertreterInnen dieser Linie sind vor allem auf die jeweilige 
nationale Regulationsebene fokussiert und halten an orthodoxen, in der Krise 
stark irrational wirkenden neoliberalen Prämissen fest. Sie verfügen nicht länger 
über ein eigenes Projekt zur Krisenlösung, sondern reagieren lediglich defensiv-
hegemonial und zielen auf die Zerstreuung der proeuropäischen Strategien : Euro-
bonds kämen einer »Enteignung der deutschen Bevölkerung« gleich und führten 
zu einem »Zinssozialismus«.12 Die Schwäche dieser defensiven Strategie lässt sich 
auch an dem Rückzug mächtiger neoliberaler Akteure ablesen : Hierzu gehört 
sowohl der ehemalige EZB-Chefvolkswirt Jürgen Stark, der ehemalige haushalts-
politische Sprecher und Bundestagsabgeordnete der Grünen, Oswald Metzger, 
der CDU-Steuerexperte Friedrich Merz sowie Ex-Bundesbankchef Axel Weber, 
der darauf beharrt hatte, dass die Zentralbank alleine für die Geldwertstabilität 
zuständig sein solle und daher Rettungsschirme, Eurobonds und den Aufkauf 
von Staatsanleihen durch die EZB strikt abgelehnt hatte.13 Aber auch die Rating-
Agenturen sind ein Hindernis bei der Einführung von Eurobonds. So kündigte 
Standard & Poor’s an, Eurobonds, sollten diese eingeführt werden, gemäß dem Ra-
ting des »schwächsten« Mitglieds der Eurozone zu bewerten.14 Zu den Akteuren 
dieser Strategien gehören auch die Vertreter der ordoliberalen Schule, wie sie etwa 
vom deutschen Ifo-Institut unter der Leitung von Hans-Werner Sinn – einem der 
größten deutschen Wirtschaftsforschungsinstitute – vertreten wird. Diese lehnen 
Eurobonds strikt ab, da das Kernstück ordoliberaler Theorie die Selbstregulierung 
der Marktwirtschaft innerhalb eines Ordnungsrahmens ist. Wenn Banken sich 
verspekulierten, müssten sie auch die Kosten tragen, bis hin zum eigenen Unter-
gang. Der Staat dürfe sie nicht retten, weil die Möglichkeit seiner unbeschränkten 
Macht im Keim erstickt werden müsse. Auch verschuldete Staaten dürften nicht 
gerettet werden, weil damit die disziplinierende Wirkung des Marktes unterlaufen 
würde. Es werde vielmehr Zeit, »den Geldhahn zu schließen und Krisenländer zu 
schmerzhaften Reformen zu zwingen«.15 Nach dem Verursacherprinzip sollen 
diejenigen zahlen, die die Krise verursacht hätten. Das seien neben den periphe-
ren Regierungen vor allem die AnlegerInnen – also die Pensionsfonds, Banken 
und Versicherungskonzerne.16 

4.	 Eine vierte Variante neoliberaler Suchprozesse bilden schließlich die Strategien 
der peripheren StatthalterInnen. Hierunter sollen die Positionen der Regierungen 
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in Staaten der europäischen Peripherie (Spanien, Portugal, Irland, Griechenland 
und in Abstrichen Italien) verstanden werden, die unabhängig von ihrer Parteizu-
gehörigkeit seit Langem neoliberale Politiken implementieren und die jetzt durch 
die Notlage ihrer Staaten in eine politische Abhängigkeit von den beiden gro-
ßen Mitgliedsstaaten Frankreich und Deutschland geraten sind, so dass sie kaum 
noch eigenständige Politiken formulieren können. Bei den Wahlen in Spanien im 
November 2011 ging es dementsprechend nur darum, wie die vorgeschriebene 
Austeritätspolitik umgesetzt wird. Bezeichnenderweise sind die Staatsspitzen in 
diesen Ländern inzwischen entweder von Technokraten besetzt worden oder aber, 
wie im Falle Spaniens, wo die SozialistInnen die größte Wahlniederlage seit der 
Einführung der Demokratie erlitten,17 von einem konservativen Regierungschef, 
der vor seiner Wahl versprach, dass seine Regierung, im Unterschied zur Vor-
gängerregierung, ernsthaft in Brüssel verhandeln werde, dabei aber jede Aussage 
darüber vermied, worüber verhandelt werden solle.18

Zurzeit scheint sich die autoritär-neoliberale Strategie, angereichert mit Elemen-
ten der national-neoliberalen Strategien, durchzusetzen. Ob diese Konstellation von 
Dauer ist oder ob das neoliberale Projekt weiter auseinanderdriftet, kann zum jet-
zigen Zeitpunkt schwer eingeschätzt werden. Das hängt ab vom weiteren Verlauf 
der Krise und den damit im Zusammenhang stehenden gesellschaftlichen Kämpfen. 
Allgemein zeichnet sich ab, dass der Neoliberalismus immer weniger in der Lage ist, 
ein plausibles Wachstumsmodell geschweige denn eine gesellschaftliche Perspektive 
zu formulieren. Schon in seiner Hochphase hat sich der Neoliberalismus weniger 
durch die aktive Herstellung eines Konsenses ausgezeichnet. Seine Durchsetzungs-
kraft beruhte vielmehr zu großen Teilen in einer hergestellten Alternativlosigkeit. Es 
handelte sich um eine passive Revolution. 

Die Legitimationskrise des Neoliberalismus fällt nicht zusammen mit einer 
grundlegenden Verschiebung der Kräfteverhältnisse, zu nachhaltig wurden diese in 
den letzten Jahrzehnten institutionell abgesichert. Besonders in der südlichen euro-
päischen Peripherie ist die Ohnmacht der Regierungen und die Alternativlosigkeit 
innerhalb der etablierten politischen Systeme offensichtlich. Die Mehrheit der Sub-
alternen scheint zunehmend von realistischen politischen Veränderungsmöglichkei-
ten ausgeschlossen. In Griechenland und Spanien wird aber auch deutlich, dass diese 
Konstellation dazu führen kann, dass sich eine zunehmende Zahl von Menschen 
außerhalb des etablierten politischen Systems zu organisieren beginnt. Die sozialen 
Bewegungen, die vor diesem Hintergrund entstehen, etwa die Indignados in Spanien 
(vgl. Romero Cuevas 2012) oder auch die Bewegung des Synthagma-Platzes in Athen 
(vgl. Kritidis 2011), verfolgen mit ihrer Forderung nach realer Demokratie ähnlich 
wie bei den Aufständen in Argentinien 2001/2002 eine Politik außerhalb des etab-
lierten politischen Systems. 

Schlussfolgerungen

In der Regulationstheorie wird unterschieden zwischen kleinen und großen Krisen. 
Kleine Krisen sind Krisen in der Regulation, denen Anpassungen folgen, die aber 
nichts Grundsätzliches an der Regulationsweise und der Art der Akkumulation än-
dern. Große Krisen sind hingegen Krisen der Regulation, das heißt, das gesamte 
regulative Arrangement und eine bestimmte Weise der Akkumulation, ein spezi-
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fisches Wachstumsmodell, ist in die Krise geraten und lässt sich nicht mehr durch 
Anpassung korrigieren. Hierzu zählen etwa die Krise des Fordismus, der eine lange 
Phase des Übergangs folgte, welche in einer neuen Regulationsweise und in einem 
neuen Akkumulationsregime mündeten. 

Wenn wir uns in einer großen Krise befinden, wofür einiges spricht, dann heißt 
das, dass das neoliberale Wachstumsmodell an seine Grenzen gestoßen und auf Dau-
er nicht mehr wiederzubeleben ist. Die Tatsache, dass sich in der Krise die neoli-
berale Politik noch einmal radikalisiert, widerspricht einem solchen Befund nicht. 
Ähnliches ließ sich in der Krise des Fordismus beobachten. Auch hier wurde auf 
die Krise zunächst in den gewohnten Kategorien reagiert und eine fordistische, auf 
Nachfrage ausgerichtete Politik noch verstärkt. 

Vieles deutet darauf hin, dass wir uns auf ein Jahrzehnt der Krise und der gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen zubewegen. Das einzige Wachstumsmodell, das 
zurzeit diskutiert wird und eine gewisse Plausibilität für sich beanspruchen kann, ist 
das Projekt einer »grün-kapitalistischen Modernisierung« (hierzu Institut für Ge-
sellschaftsanalyse 2011, 12 ff.). Auch hier scheinen die sozialen Kräfte auf absehbare 
Zeit nicht ausreichend zu sein, um ein solches Projekt durchzusetzen. Ob das wün-
schenswert wäre, ist eine andere Frage.

Der Krisen-Neoliberalismus, wie wir ihn zurzeit erleben, wird noch eine Weile 
erhalten bleiben. Das heißt, die Angriffe auf den Wohlfahrtsstaat werden weiter zu-
nehmen. Unter dem Diktat der Finanzmärkte ist die Krise als Instrument zur Diszip-
linierung ein wirksames Druckmittel, um die noch verbliebene soziale Infrastruktur 
zu beseitigen.

Wie ich versucht habe zu zeigen, befindet sich das neoliberale Projekt dennoch 
in einem Stadium, in dem die inneren Brüche und Differenzen wieder stärker her-
vortreten. Auch die neoliberale Ideologie ist in der Krise. Diese Konstellation birgt 
Chancen für alternative Bewegungen, oder gegenhegemoniale Projekte, gleichzeitig 
ist sie aber ausgesprochen gefährlich, weil in sich zuspitzenden gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen nicht auszuschließen ist, dass rechtspopulistische Bewegun-
gen, wie jetzt schon in Osteuropa zu beobachten, Zulauf erhalten und relevante ge-
sellschaftliche Kräfte auf eine Renationalisierung der Politik setzen beziehungsweise 
versuchen werden, soziale Auseinandersetzungen zu ethnisieren. In einer solchen 
Entwicklung könnten die national-neoliberalen Strömungen die Führung überneh-
men.

Umso wichtiger ist es, dass sich die Linke europaweit organisiert. Soziale und 
demokratische Rechte müssen (mindestens) auch europäisch verteidigt werden. Es 
muss deutlich werden, dass die Kämpfe in Spanien, Griechenland, Italien und Groß-
britannien der Anfang dieser Auseinandersetzung sind und dass eine Niederlage 
keine Niederlage der sozialen Bewegungen dort wäre, sondern auf die Kräfteverhält-
nisse in ganz Europa wirken würde. 

Um den Angriff auf die soziale Infrastruktur und den zunehmenden Abbau de-
mokratischer Rechte zu stoppen, müsste sich ein breites Bündnis auf europäischer 
Ebene formieren, das in der Lage ist, den neoliberalen Konstitutionalismus aufzubre-
chen und eine Verschiebung der Kräfteverhältnisse einzuleiten. Voraussetzung wäre 
eine Entmachtung der Finanzindustrie und eine Zerschlagung derjenigen Banken 
und Institute, die »too big to fail« sind. Die Bewegungen in Spanien und Griechen-
land haben gezeigt, dass solche Bewegungen relativ schnell entstehen können, wenn 
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die etablierte hegemoniale Konstellation an Plausibilität verliert. Diese Bewegungen 
haben nicht zuletzt die etablierte Linke überrascht (vgl. Romero Cuevas 2012 ; Kri-
tidis 2011 : 44). Wichtig wäre es, frühzeitig gesellschaftliche Alternativen zu entwi-
ckeln, um nicht nur in Abwehrkämpfen gefangen zu sein. Alternativen, mit denen 
radikale Reformen eingeleitet werden und die das Terrain der Auseinandersetzung 
so verändern, dass die Kämpfe um Emanzipation weiter vorangetrieben werden 
können. 
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geprägten neoliberalen Klassenfraktionen aus, die sich kontingent und temporär zu einer 
transnationalen kapitalistischen Strategie zusammensetzen.
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